Koalitionsvereinbarung zum Luftverkehr

Beabsichtigte Änderung des § 29 b LuftVG  mit dem Ziel der Lockerung der Nachtflug​beschränkungen an den deutschen Flughäfen

„Die Koalition ist sich der großen Bedeutung der Luftverkehrswirtschaft für den Standort Deutschland bewusst. Wir wollen die erfolgreiche Arbeit der „Initiative Luftverkehr“ als übergreifendes Steuerungselement fortsetzen und die Länder daran beteiligen. Neben einer Kapazitätsentwicklung der Flughäfen werden wir insbesondere international wett​bewerbsfähige Betriebszeiten sicherstellen. Die dazu erforderliche Präzisierung im Luft​verkehrsgesetz soll eine gleichberechtigte und konsequente Nachhaltigkeitsabwägung von wirtschaftlichen, betrieblichen und dem Lärmschutz geschuldeten Erfordernissen auch bei Nachtflügen sicherstellen. Die Wahrung des öffentlichen Erschließungs​inter​esses der Bundesrepublik Deutschland ist dabei zu gewährleisten.“

Bisherige Fassung:     § 29 b  Verhinderung vermeidbaren Fluglärms

(1) Flugplatzhalter, Luftfahrzeughalter und Luftfahrzeugführer sind verpflichtet, beim Betrieb von Luftfahrzeugen in der Luft und am Boden vermeidbare Geräusche zu verhindern und die Ausbreitung unvermeidbarer Geräusche auf ein Mindestmaß zu beschränken, wenn dies erforderlich ist, um die Bevölkerung vor Gefahren erheb​lichen Nachteilen und Belästigungen durch Lärm zu schützen. Auf die Nachtruhe der Bevölkerung ist in besonderem Maße Rücksicht zu nehmen.

(2) Die Luftfahrtbehörden und die für die Flugsicherung zuständige Stelle haben auf den Schutz der Bevölkerung vor unzumutbarem Fluglärm hinzuwirken.

Bei den Änderungsabsichten geht es insbesondere um den letzten Satz des Absatzes (1):  „Auf die Nachtruhe der Bevölkerung ist in besonderem Maße Rücksicht zu nehmen.“ Auf diese Weise gab es für den Flughafen Leipzig/Halle zumindest ein Passagierflugverbot zwischen 0:00 und 5:00 Uhr und für den neuen Flughafen BBI eine weitgehende Kernruhe​zeit zwischen 0:00 und 5:00 Uhr. Bei anderen „Abwägungen“ z. B. beim Verlängern der Nachtfluggenehmigung  für Köln/Bonn war davon nichts zu spüren.

Beabsichtigte Änderung der Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Verkehrsflughäfen (ADV): „Auf die Nachtruhe der Bevölkerung ist in bei der Durchführung von Betrieb von Luftfahr​zeugen besonderem Maße Rücksicht zu nehmen.“ Das würde bedeuten, dass auch in der Kernzeit der Nacht Luftfahrtzeuge fliegen dürften, während die bisherige Formulierung wirkliche Nachtruhe (im Grundsatz ohne Flugbetrieb) bedeutet.
Aktuell ist auch im Gespräch, eine Änderung des LuftVG durch Einfügen eines neuen Para​graphen vorzunehmen, allerdings mit dem gleichen Ziel der Aufweichung der bestehenden Nacht​flugbeschränkungen.

Zusätzlich fordert die ADV eine zusätzliche „klarstellende“ Formulierung im LuftVG, um eine raumordnerische Grundlage für die Entwicklung der Luftverkehrs-Infrastruktur zu schaffen:
§ 2 Abs.2 ROG (Grundsätze der Raumordnung) soll in Nr. 12a ergänzt werden: 

Zur Stärkung und Sicherung des Wirtschaftsstandortes Deutschland ist die Luftverkehrs-Infrastruktur bedarfsgerecht bereitzustellen. Die Bundesregierung legt die länderüber​greifen​den Grundsätze hierzu in einem Flughafenkonzept fest.“
Nach unserer Einschätzung würde das Flughafenkonzept damit einen höheren Stellenwert bekommen. Besonders kritisch sehen wir dabei die kurz vor der Verabschiedung des Flughafenkonzepts noch vorgenommen Änderungen. So fehlt nunmehr bei der Benennung des “balancd approch“ die vierte Säule und damit der Hinweis auf die Möglichkeit von Betriebs​​beschränkungen. Einen bedenklichen Stellenwert nehmen in dem Konzept auch die Nachtflüge, insbesondere im touristischen Bereich ein.
